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Wie Beamte Nazis wurden
und woher der VfB Stuttgart-Slogan stammt
„Werkstatt der Historiker“ öffnet ihre Pforten – Online-Portal zur Nationalsozialismus-Forschung

Von Sören S. Sgries

Heidelberg. Man könnte meinen, die grü-
ne Wissenschaftsministerin Theresia
Bauer wandele auf Angela Merkels Spu-
ren. Die Kanzlerin hatte 2013 einigen
Spott auf sich gezogen, als sie erklärte:
„Das Internet ist für uns alle Neuland.“
Und die Grüne schwärmt doch jetzt tat-
sächlich „Wir begeben uns
wirklichaufNeuland“,alssie
eine neue Internetseite frei-
schaltet. Eine Homepage mit
Blog und eingebetteten Vi-
deos und Dokumenten – zu-
mindest technisch keine gro-
ße Sache. Ein „Pionierpro-
jekt“ ist es dennoch, das hier
an die Öffentlichkeit tritt.
Ermöglicht wird nämlich
nicht weniger als ein „Werk-
statteinblick“ in eines der
interessantesten aktuellen
Forschungsprojekte zum
Nationalsozalismus.

Seit einem halben Jahr
forschteineGruppeunterder
Leitung des Heidelberger
Zeithistorikers Edgar Wol-
frum und seines Stuttgarter
Kollegen Wolfram Pyta über
„Die Geschichte der Lan-
desministerien in Baden und
Württemberg in der Zeit des
Nationalsozialismus“. 1,45
Millionen Euro stellte die
Landesstiftung Baden-
Württemberg für die drei-
jährige Projektlaufzeit zur
Verfügung, 80 000 Euro das
Wissenschaftsministerium
für den „Public-History-
Ansatz“. Dieser geht jetzt,
mit der Freischaltung des
neuen Online-Portals, in die
heiße Phase.

Kurze Biografien gibt es hier, Chroni-
ken, Organigramme der Ministerien. Vor
allem aber: zahlreiche Quellen, von der
gescannten Urkunde bis hin zum knapp
fünfminütigen Film über den „Staatsakt
vom 8. Mai 1933“ aus eben diesem Jahr.
Selten bekommt man historisches Origi-
nal-Material so bequem zugänglich ge-
macht. Zudem wird versprochen: „Der

hier angebotene Bestand wird ständig er-
weitert.“ Denn das ist das Konzept der
Seite. Ausgewählte Einzelstücke dessen,
was die Mitarbeiter in Heidelberg, Frei-
burg, Stuttgart und Erfurt in Archiven
„ausgraben“, werden hier präsentiert.

„Geschichtswissenschaft ist keine
Geheimwissenschaft“, beschreibt Pyta
den Ansatz. Das Projekt richte sich ge-

zielt an ein nicht-fachliches Publikum.
„Sie sollen einen Einblick in die Werk-
statt der Historiker bekommen“. Das
Forschungsprojekt beweise, so Wolfrum,
„dass Wissenschaft kein Elfenbeinturm
sein muss“. Und auch wenn die Quellen
leicht zugänglich aufbereitet seien:
„Public History ist nicht History light“,
betont Wolfrum. Tatsächlich sind die Do-

kumente zwar sehr serviceorientiert dar-
geboten – neben dem manchmal schwie-
rig zu entziffernden Original steht bei-
spielsweise die saubere Abschrift –, je-
doch erfolgt auch eine wissenschaftliche
Einordnung.

Das Portal wirft allerdings nur kurze
Schlaglichter auf die Forschung. In ak-
tuellen Blogeinträgen werden zum Bei-

spiel Otto Wacker, badi-
scher Kultusminister, und
sein Kabinettskollege, In-
nenminister Karl Pflaumer,
vorgestellt. Es wird am Bei-
spiel des hohen Ministeri-
albeamten Friedrich Müller-
Trefzer die Nazifizierung der
Beamtenschaft nachver-
folgt. Oder die Herkunft der
Devise „Furchtlos und treu“
wird aufgeschlüsselt – bri-
sant, weil im Sommer der
Fußballverein VfB Stuttgart
diesen Slogan zum neuen
Leitspruch erhob. Proteste
waren vorprogrammiert, der
Verein blieb aber dabei.

„Per se interessant“ sei
das ganze zwar, sagt Pro-
jektkoordinator Frank En-
gehausen dazu. Räumt aber
auch ein: „Es beantwortet
nicht die Frage, welche Rol-
le die Landesministerien im
Nationalsozialismus ge-
spielt haben – das beant-
worten wir am Ende“. In ei-
ner klassischen Monografie,
zwischen zwei Buchdeckeln.

Allein ein Service für Ge-
schichtsinteressierte ist die
Homepage aber nicht. Die
Forscher begreifen sie viel-
mehr als „andere Möglich-
keit, an Quellen zu gelan-
gen“. Wer interessantes Ma-

terial zuhause hat, etwa Nachlässe der
Eltern oder Großeltern, kann sich un-
kompliziert an die Mitarbeiter wenden.
„Besonders wichtig sind die Dokumente
der Akteure selbst, die unauffällig im
Hintergrund gewirkt haben“, wirbt Pyta.

Fi Info: Die Homepage findet sich unter
www.ns-ministerien-bw.de.

DerHeidelberger Zeithistoriker EdgarWolfrum (v.l.), der Geschäftsführer der
BW-Stiftung Christoph Dahl, Wissenschaftsministerin Theresia Bauer (Grü-
ne) undderStuttgarterHistorikerWolframPyta. Foto: JohannesHoffmann

Die neue Homepage: Aushängeschild und Mitmach-Plattform. Repro: RNZ

R
einhold Gall (58, SPD) ist baden-
württembergischer Innenminis-
ter. Im RNZ-Interview spricht er

überdieSicherheitslageimLandnachden
Ereignissen in Frankreich.

> Der Anschlag in Paris wirft ein grelles
Licht auf die Bedrohung auch in Euro-
pa durch islamistische Terroristen. Wie
groß, wie akut ist sie hierzulande ein-
zuschätzen?

Die Sicherheitsbehörden des Bundes, des
Landes und auch ich als Innenminister
haben immer wieder gesagt, dass es eine
abstrakte Gefährdung gibt. Angesichts
der Globalisierung von Kriminalität, von
Terrorismus kann sich kein Staat ab-
schotten. Es war immer klar, dass es nur
eine Frage der Zeit ist, bis es auch in Eu-
ropa wieder zu einem Anschlag kommt.
Der Anschlag in Paris war nicht der ers-
te, aber seit langem der brutalste.

> Ist denn die Alarmierungsstufe bei uns
jetzt erhöht worden?

Nein. Die Bundes- und die Länderbe-
hörden erstellen aber eine aktuelle Ge-
fährdungsanalyse. Wir kommunizieren
über unsere Verbindungsbeamten im Ge-
meinsamen Gefahren- und Terrorab-
wehrzentrum in Berlin oder über das ge-
meinsame Zentrum der deutsch-franzö-
sischen Polizei in Kehl. Wir klären, ob es
Verbindungen dieser Attentäter nach

Deutschland gibt. Bisher haben wir sol-
che Erkenntnisse nicht. Wir sprechen da-
her von einer abstrakten Gefährdungs-
lage. Aber der Grat kann schmal sein bis
zu einer konkreten Gefährdung.

> Raten Sie der Presse ab, islamkritische
Karikaturen zu publizieren?

Ich habe der Presse keine Ratschläge zu
erteilen. Die Attentäter zielten offen-
sichtlich auf die Meinungsfreiheit, die ei-
nes der Wertefundamente unserer frei-

heitlichen Ordnung ist. Das dürfen wir
nicht hinnehmen. Sollten Medien ganz
gezielt Islamkritik verbreiten, könnte das
aber Auswirkungen auf die Gefähr-
dungseinschätzung für entsprechende
Redaktionen haben.

> Frankreichs Präsident Hollande sprach
von kürzlich vereitelten Anschlägen.
Gab es solche Erfolge auch bei uns?

Länger zurück liegt die spektakuläre
Verhaftung der Sauerland-Gruppe 2007,
die maßgeblich auf der Arbeit der Si-
cherheitsbehörden in Baden-Württem-

berg beruhte. Doch wir haben auch an-
dere Fahndungserfolge. Denken Sie an
das aktuelle Stuttgarter Gerichtsver-
fahren gegen Islamisten, die angeklagt
sind, in Bürgerkriegsaktivitäten in Sy-
rien verwickelt gewesen zu sein.

> Wie transparent ist die Islamisten-
Szene überhaupt für die Sicherheits-
behörden?

Wir haben immer wieder darauf hinge-
wiesen, dass wir auch im Land be-
stimmte Menschen als sogenannte Ge-
fährder einstufen.

> Von welcher Zahl geht Sie aus?
Von einer niedrigen zweistelligen Zahl.
Klar ist aber auch, wir können in einem
Rechtsstaat natürlich nicht mit allen Mit-
teln versuchen, alles zu wissen.

> Gäbe es eine Vorratsdatenspeicherung,
wüssten Sie mehr.

Ich habe mich immer klar positioniert:
Wenn wir eine Verbindungsdatenspei-
cherung hätten – wohlgemerkt mit all den
vom Bundesverfassungsgericht vorge-
gebenen Einschränkungen – hätten wir
ein Instrument mehr, um mehr Sicher-
heit zu gewährleisten und vielleicht um
auch Anschläge zu verhindern.

> Hat der Verfassungsschutz im Land
überhaupt genug Personal? Und müs-

sen Sie nicht Stellen streichen?
Stellen werden nicht im operativen Be-
reich gestrichen. Mit mehr Leuten könn-
te man mehr machen. Aber im Rahmen
der Möglichkeiten, die eine freiheitliche
Gesellschaft akzeptiert, sind wir or-
dentlich ausgestattet.

> Wie groß ist die Gefahr, die von heim-
kehrenden Dschihadisten ausgeht?

Wir haben im Land etwa 30 identifiziert.
Von einem hohen Maß von Gefährdung ist
auszugehen, weil diese radikalisierten
Menschen mutmaßlich aktiv getötet haben.

> Umsowichtiger, eszurAusreiseerstgar
nicht kommen zu lassen. Gibt es da Er-
folge im Land?

Ja, durch den Passentzug und Meldeaufla-
gen wurde im Fall des Falles die Reisefrei-
heit eingeschränkt. Auch besorgte Eltern
wenden sich mit einer solchen Bitte an uns.

> Rechnen Sie mit Racheakten gegen
moslemische Einrichtungen?

Wir haben derzeit keinen Anlass, beste-
hende Objektschutzmaßnahmen auszu-
weiten. Ich hoffe sehr, dass die Men-
schen in Deutschland wissen, dass weit
über 90 Prozent der hier lebenden Mos-
lems zu unserem freiheitlichen Rechts-
staat und seinen Werten stehen – was man
leider nicht von allen Pegida-Demons-
tranten sagen kann.

Tagesthema

„Von Terrorismus
kann sich kein Staat

abschotten“
Innenminister Reinhold Gall (SPD) über die Konsequenzen
aus dem Anschlag auf die Satirezeitschrift „Charlie Hebdo“

Von Bettina Wieselmann, RNZ Stuttgart

Nach dem Duell
kommt das Duett
Wolf will Strobl als CDU-Chef

an seiner Seite wissen
Von Sören S. Sgries

Stuttgart/Heidelberg.WenigeTagevorder
Fraktionsklausur in Mannheim macht die
CDU-Spitze klar Schiff: „Gemeinsam
wollen wir die Landtagswahl 2016 ge-
winnen“, verbreitet die Landesgeschäfts-
stelle am Donnerstagnachmittag eine
Pressemitteilung. Der erste Satz: „Guido
Wolf als Spitzenkandidat und Thomas
Strobl als Landesvorsitzender wollen ge-
meinsam in die Landtagswahl 2016 gehen
und sie für die CDU gewinnen.“ Damit ist
die letzte unklare Personalie vom Tisch,
die ansonsten sowohl die Beratungen
kommende Woche als auch den Parteitag
am 24. Januar in Ulm hätte belasten kön-
nen: Strobl darf Parteichef bleiben, trotz
seiner deutlichen Niederlage beim Mit-
gliederentscheid zur Spitzenkandidatur.
Nach dem Duell folgt ein Duett.

Selbstverständlich ist das nicht.
„Wenn Guido Wolf möchte, dass ich mei-
ne Arbeit als Landesvorsitzender fort-
setze, dann werde ich über diesen Wunsch
nachdenken“, hatte sich Strobl im RNZ-
Interview Mitte Dezember zumindest
rhetorisch schon von seinem Amt ge-
trennt. Vielleicht auch gedanklich. Er be-
fand sich zu diesem Zeitpunkt auf dem
Bundesparteitag in Köln und machte –
schwer enttäuscht von der Niederlage ge-
gen Wolf – durchaus den Eindruck, er
könne auf den Posten im Land gut ver-
zichten, um sich auf seine Arbeit in Berlin
zu konzentrieren. Immerhin erklärte er,
er „helfe gern weiter mit“.

Manch einer drängte zum Sturz des
Parteivorsitzenden, doch Wolf zögerte.

Glücklicherweise, wie Kenner der Lan-
despolitik sagen. Ein zu energischer Griff
nach der Macht hätte die Strobl-An-
hänger (44,1 Prozent stimmten für den
Parteichef) verärgern können. Ge-
schlossenheit gilt aber als enorm wichtig
für einen erfolgreichen Wahlkampf. Die-
se Überlegung dürfte ebenso wie die un-
bestreitbaren Verdienste Strobls eine
wichtige Rolle gespielt haben.

In der gestrigen Erklärung stellt Wolf
dann auch deutlich heraus: Strobl habe
„hervorragende Arbeit geleistet, die in
unserer Partei weithin anerkannt und ge-
schätzt wird“. Und: „Unsere CDU
braucht seine Erfahrung auf Landes- und
auch auf der Bundesebene“, deshalb sei
es sein „Wunsch“, dass er Landesvorsit-
zender bleibe. „Ich freue mich sehr und
bin dankbar, dass er dem nachkommt“,
so Wolf. In einem gemeinsamen Zitat er-
klären beide schließlich: „Unsere Über-
zeugung ist, dass wir im Frühjahr 2016
mit vereinten Kräften die besten Chan-
cen haben.“

Nach dem kurzen Hickhack um die
künftige Ausgestaltung der Fraktions-
spitze, die für einigen Wirbel zwischen
Noch-Fraktionschef Peter Hauk und
Nachfolger Guido Wolf geführt hat, steht
damit jetzt ein geschlossenes Dreierge-
spann für 2016: Wolf tritt als Spitzen-
kandidat und Fraktionschef auf, Hauk
agiert als „erster Stellvertreter“, und
Strobl setzt die Parteiarbeit fort.

Bilden künftig ein Team: Parteichef Strobl (l.)
und Spitzenkandidat Wolf. Archivfoto: dpa

Schwäbisch Hall ehrt
Eppler und Würth

Schwäbisch Hall. (lsw) Die Stadt Schwä-
bisch Hall hat am Donnerstag die Ehren-
bürgerwürde an den früheren Bundes-
minister Erhard Eppler (88, SPD) und den
Unternehmer Reinhold Würth (79) ver-
liehen. Altkanzler Gerhard Schröder
(SPD) hielt die Laudatio und lobte seine
zwei langjährigen Weggefährten als „un-
angepasste“ Persönlichkeiten. Schröder
beschrieb Eppler als einen Menschen, der
„während meiner Kanzlerzeit ein wich-
tiger, ja unverzichtbarer Ratgeber war,
auf dessen Wort ich gehört habe – und das
habe ich nicht häufig“. Eppler hatte
Schröder unter anderem bei der Über-
zeugung der Partei für den Kampfeinsatz
im Kosovo 1999 maßgeblich unterstützt.

Schröder bezeichnete Würth als be-
eindruckenden Unternehmer, „weil er in-
nerhalb einer Generation einen Weltkon-
zern geschaffen hat“. Zudem verbinde er
sein Engagement mit karitativem Einsatz.

Geburtenrate
erneut gestiegen
Zahlen für 2013 veröffentlicht

Von Andreas Böhme, RNZ Stuttgart

Stuttgart. Zum zweiten Mal in Folge ist
die Geburtenrate im Land wieder ge-
stiegen. Die gestern veröffentlichten Da-
ten umfassen allerdings erst das Jahr
2013, und das Ergebnis könnte auch bloß
an einer neuen Rechengrundlage liegen.

DaswarennochZeiten:1964,demJahr
mit der höchsten Geburtenrate im Süd-
westen, kamen 161 000 Kinder zur Welt.
Im vorvergangenen Jahr waren es nur
noch 91 500, eine der niedrigsten Quoten
seit der Landesgründung 1952, aber den-
noch 200 mehr als im Jahr davor. Stabil
über Jahrzehnte hinweg ist allerdings die
Geburtenrate. Sie liegt bei 1,41 Kindern
je Frau und damit exakt im Bundes-
durchschnitt, vor vier Jahren waren es so-
gar nur durchschnittlich 1,36 Kinder. Den
Kinderrückgang zwischen 1990 und 2010
führen die Statistiker darauf zurück, dass
damals die Zahl der Frauen im gebärfä-
higen Alter stark abnahm. Der leichte
Zuwachs sowohl bei der Geburtenrate als
auch bei der Zahl der Neugeborenen seit-
her ist hingegen der Zuwanderung jun-
ger Frauen zu danken.

Die Gebärfreudigkeit hat sich regional
höchst unterschiedlich entwickelt. Sie
liegt im Alb-Donaukreis bei 1,6 Kindern,
in Heidelberg aber nur bei 1,06. Zwar ha-
ben sich diese regionalen Unterschiede
seit der Jahrtausendwende um ein Drittel
abgeschwächt, aber noch immer gibt es
ein sichtbares Stadt-Land-Gefälle. Zwar
gleichen sich die Lebensentwürfe zwi-
schen Stadt- und Landbevölkerung im-
mer mehr an, nicht zuletzt wegen der vie-
len Umzüge. Jeder elfte Baden-Würt-
temberger hat im Jahr 2013 den Wohnort
gewechselt. Andererseits leben vor allem
in den Hochschulstandorten besonders
viele Frauen, für die nach der Ausbildung
zunächst der Beruf im Vordergrund steht.
Mit Ausnahme der Senioren-Hochburg
Baden-Baden stehen die Unistädte Tü-
bingen, Ulm, Karlsruhe, Freiburg, Mann-
heim, Stuttgart und eben Heidelberg denn
auch am unteren Ende der Skala.

Seit 2013 wird die Geburtenrate al-
lerdings auf der Basis der neuen Bevöl-
kerungsberechnung veranschlagt. Rein
rechnerisch, so das Statistische Landes-
amt, ergeben sich schon daraus höhere
Geburtenraten.


